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Das Jahr 2015 hat nochmals alle Rekorde ge-
brochen: In Deutschland prägten Hitze und 
eine enorme Trockenheit das Jahr. Die 
höchste Temperatur Deutschlands wurde im 
bayerischen Kitzingen mit 40,3 Grad gemes-
sen. Die Tropentage im Sommer erreichten 
mit 32 Tagen einen neuen Rekord. Die Tro-
ckenheit hat Quellen versiegen lassen und 
wird dem Wald 2016 schwer zu schaffen ma-
chen. Die Klimaüberhitzung ist die größte 
Herausforderung für die Menschheit und Ur-
sache von Krisen und Flüchtlingsbewegun-
gen. Und wir stecken mitten drin!  

Trotz all dieser negativen Nachrichten gibt 
es Entwicklungen, die Mut machen und Lö-
sungen aufzeigen. Die erneuerbaren Ener-
gien haben eine sagenhafte Entwicklung 

vorzuweisen. Die Umstellung auf saubere 
Energien wird auch aus rein ökonomischer 
Sicht immer interessanter. Geldanleger zie-
hen sich zunehmend aus dem Bereich der 
dreckigen Energien ohne Zukunftsperspekti-
ven zurück. Die Beschlüsse der Weltklima-
konferenz in Paris geben Mut. 190 Staaten 
haben sich auf eine Begrenzung der Tempe-
raturerhöhung auf weit unter 2 °C verstän-
digt und weitere Anstrengungen vereinbart, 
um die Temperaturerhöhung auf 1,5 °C zu 
begrenzen.  

Jetzt gilt es die Beschlüsse von Paris in nati-
onales und lokales Handeln zu übertragen. 
Das Ziel grüner Politik ist schon immer 100 
% erneuerbare Energien in allen Bereichen: 
Strom, Wärme, Mobilität. Hier muss jetzt tat-
kräftig angepackt werden um die einzelnen 
Bereiche optimal zu vernetzen - mit Kraft-
Wärme-Kopplungs-Anlagen, dem Ausbau 
von Nah- und Fernwärmenetzen, der Nut-
zung von Batteriespeichern in Elektroautos 
für den mittäglichen Sonnenstrom und vie-
lem mehr.  
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In Bayern werden Jahr für Jahr rund 100 Mil-
lionen Tonnen CO2-Äquivalente emittiert, 
davon sind 78 Millionen Tonnen sogenannte 
energiebedingte CO2-Emissionen. Der Be-
reich Landwirtschaft und Landnutzung wird 
bisher von der bayerischen Staatsregierung 
komplett ignoriert, obwohl er mit 23 Millio-
nen Tonnen einen sehr hohen Beitrag hat. Im 
Verkehrsbereich müssen endlich Maßnah-
men ergriffen werden, um den sehr hohen 
Anteil von 30 % an den Gesamtemissionen 
zu senken. In keinem anderen Bundesland ist 
dieser Bereich ähnlich hoch. Im Wärmebe-
reich gilt es endlich Maßnahmen für einen 
klimaneutralen Gebäudebestand zu ergrei-
fen (36 % der Treibhausgasemissionen). Der 
viel diskutierte Strombereich trägt in Bayern 
derzeit lediglich zu 12 % zu den gesamten 
Treibhausgasemissionen bei. Hier muss drin-
gend die Blockade beim Ausbau der Erneuer-
baren Energien gelöst werden.  

Um gezielte und umfassende Einsparungen 
von Treibhausgasemissionen zu erreichen, 
ist eine grundlegende Bestandsaufnahme, 
eine Erhebung des Einsparungspotenzials in 
den einzelnen Bereichen und eine klare 
Identifizierung der Maßnahmen Grundvo-
raussetzung.  

Das vorliegende modulare Klimaschutzkon-
zept verfolgt diesen Ansatz und wurde the-
menübergreifend innerhalb der grünen 
Landtagsfraktion erstellt. In vier Modulen 
werden die Bereiche Strom, Wärme, Mobili-
tät und Landwirtschaft behandelt und je-
weils eine Aufnahme des Ist-Zustandes ge-
geben, das Einsparpotenzial betrachtet und 
konkrete Maßnahmen genannt.  

Die grüne Landtagsfraktion will mit der Vor-
lage des modularen Klimaschutzkonzeptes 
zu einer umfassenden und sachgerechten 
Diskussion beitragen und notwendige 
Schritte aufzeigen. Eine wichtige Grundvo-
raussetzung für die Bewältigung der Heraus-
forderung Klimaüberhitzung ist eine genaue 
Analyse und eine ehrliche Bilanz. Die Staats-
regierung muss hier die mangelhafte, einsei-

tige und äußerst lückenhafte Art der Bilan-
zierung stoppen, die Bereiche Landwirt-
schaft und Landnutzung genauso wie bei-
spielsweise importierten Strom einbeziehen.  

Bayern braucht endlich klare und ehrgeizige 
Ziele in der Klimaschutzpolitik. Konkrete Kli-
maschutzmaßnahmen sind festzulegen und 
zeitnah entschlossen umzusetzen. Die Berei-
che Landwirtschaft und Landnutzung sind 
als relevante Emissionsquellen zu erkennen 
und entsprechende klare Maßnahmen sind 
zu treffen. Die Kommunen, die eine entschei-
dende Rolle zum Erreichen der Klimaziele 
beitragen, sind umfassend durch das Land zu 
unterstützen. 

In der notwendigen Umgestaltung unseres 
Energiesystems und unserer Landwirtschaft 
stecken große Chancen. Das Wertschöp-
fungspozential ist enorm. Derzeit geben wir 
in Bayern Jahr für Jahr zig Milliarden Euro für 
fossile Brennstoffe aus. Wir wollen eine de-
zentrale Energiewende, bei der die Energie 
bei uns gewonnen wird und die Wertschöp-
fung vor Ort stattfindet. Wir wollen eine 
Landwirtschaft, die biologisch und klima-
neutral wirtschaftet– zum Wohl für die Ver-
braucherinnen und Verbraucher und für die 
Umwelt. Die Möglichkeiten sind vorhanden, 
wir haben viele, viele engagierte BürgerIn-
nen und Bürger, Initiativen, Bürgergenossen-
schaften, technisch motivierte und hoch aus-
gebildete Menschen, die einen Erfolg sicher-
stellen. Jetzt muss die Politik die Weichen 
stellen und den Weg hin zu 100 % Erneuer-
bare Energien freimachen! 

 

 
Martin Stümpfig, MdL 

Sprecher für Energie und Klimaschutz
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1. Bestandsanalyse 

 
 
 
 

1.1 Ursachen des Klimawan-
dels 
 
Der vom Menschen verursachte Klimawan-
del ist in vollem Gange – mit massiven Fol-
gen: Das globale Mittel der bodennahen 
Lufttemperatur steigt, Klimazonen verschie-
ben sich, Gletscher schmelzen und extreme 
Wetterereignisse wie Stürme, extreme Tro-
ckenheit und Starkniederschläge mit häufig 
damit einhergehenden Überschwemmungen 
nehmen zu. Regionen auf der ganzen Welt 
sind davon bedroht. Verantwortlich für den 
Klimawandel sind die vom Menschen verur-
sachten Treibhausgasemissionen.  

Die Treibhausgase nehmen seit 1750 in der 
gesamten Atmosphäre zu. Von Menschen 
verursachte Emissionen haben dazu geführt, 
dass die CO2-Konzentration in der Atmo-
sphäre heute um 40 Prozent höher ist als vor 
dem Beginn der Industrialisierung (um 
1750). Sie ist in der Atmosphäre heute so 
hoch wie noch nie zuvor in den zurückliegen-
den 800.000 Jahren. Auch der Gehalt des Kli-
magases Methan in der Atmosphäre ist be-
dingt durch menschliche Aktivitäten ange-
stiegen1.  

Die Gründe hierfür sind vielfältig. Sie liegen 
im starken Anstieg der Verbrennung fossiler 
Energieträger wie Kohle, Erdöl oder Erdgas 
ebenso wie in der Ausweitung der industriel-
len Produktion, in Änderungen bei der Land-

																																																								
1	Klimaschutz	im	Überblick	http://www.bmub.bund.de	
2	Treibhauseffekt	http://www.umweltbundesamt.de	
3		Die	Treibhausgase	http://www.umweltbundesamt.de		

nutzung oder in der Ausweitung der Vieh-
wirtschaft. Auch völlig neue Stoffe wie Flu-
orchlorkohlenwasserstoffe (FCKW),  Halone,  
vollfluorierte Kohlenwasserstoffe (FKW), 
teilfluorierte Kohlenwasserstoffe (H-FKW), 
und Schwefelhexafluorid (SF6), die fast aus-
schließlich durch den Menschen erzeugt 
werden, gelangen in die Atmosphäre2.  

 

1.2 Treibhausgasemissionen 
in Deutschland 
 
In Deutschland entfallen 88,2 Prozent der 
Freisetzung von Treibhausgasen auf Kohlen-
dioxid, 6,2 Prozent auf Methan, 4,0 Prozent 
auf Lachgas und 1,6 Prozent auf die F-Gase 
(im Jahr 2013)3. Diese Angaben beinhalten 
die Gesamtheit aller Treibhausgasemissio-
nen, also die energiebedingten und die 
nicht-energiebedingten Treibhausgase.
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Abb.	1:	Treibhausgas-Emissionen	in	Deutschland;	Quelle4	
	
	

Ob mit dem Pkw, der Bahn, mit Schiff oder 
Flugzeug – ist der Mensch unterwegs, verur-
sacht er fast immer Emissionen. Auch der Gü-
tertransport rund um die Welt belastet Luft 
und Klima. Im deutschen Emissionsinventar 
werden alle Emissionen erfasst, die durch in-
ländisch gekauften Kraftstoff und in 
Deutschland erbrachte Verkehrsleistung ver-
ursacht wurden (vgl.4). 

Der Verkehrssektor wird zur Emissionsbe-
rechnung in Straßen-, Schienen-, Schiffs- 
und Flugverkehr unterteilt. Treibhausgase 
und Luftschadstoffe, die durch die verschie-
denen Verkehrsträger freigesetzt werden, 
sind: Kohlendioxid, Methan, Lachgas, Schwe-
feldioxid, Stickoxide, Kohlenmonoxid, flüch-
tige organische Verbindungen und Fein-
staub. Von 1990 bis 1999 stiegen die Emissi-
onen des Straßenverkehrs an, weil Einspa-
rungen durch sparsamere Motoren durch 
mehr gefahrene Kilometer überkompensiert 
wurden. Erst in den Folgejahren erfolgte eine 

																																																								
4	Emissionsquellen	http://www.umweltbundesamt.de	
5	Treibhausgasemissionen	http://www.umweltbundesamt.de	
6	Daten	zur	Umwelt	http://www.umweltbundesamt.de	

Trendwende. Im Jahr 2014 war der Verkehrs-
sektor für 18 Prozent der Treibhausgasemis-
sionen Deutschlands verantwortlich. Mit 95 
Prozent wurde der weitaus größte Teil davon 
durch den Straßenverkehr verursacht (vgl.)5. 

Deutschland hat seinen Treibhausgas-Aus-
stoß zwischen 1990 und 2013 von 1.250 Mil-
lionen Tonnen (Mio. t) auf 953 Mio. t, also um 
23,8 Prozent (%) gesenkt. Die Emissionen des 
Verkehrs liegen 2014 etwa auf dem Niveau 
von 19906. Der Verkehr leistet bislang keinen 
Beitrag zur Treibhausgasminderung bzw. 
zum Klimaschutz. 
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1.3 Zunahme der verkehrsbe-
dingten CO2-Emissionen in 
Bayern seit 1990 um 10 Prozent 
 
In Bayern stammen 2012 mit 38,71 Pro-
zent fast 40 Prozent der energiebeding-
ten CO2-Emissionen aus dem Verkehrs-
bereich7. Das entspricht einem verkehrs-
bedingten CO2-Ausstoß von 2,4 t pro 
Einwohner und Jahr in Bayern8. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
Abb.	2:	CO2-Anteile	nach	Verbrauchskategorien	in	Bayern	2012.	Quelle:	Bayerisches	Landesamt	für	Statistik,	eigene	Berech-
nungen	

																																																								
7	http://www.stmwi.bayern.de	
8	http://www.stmwi.bayern.de	

Verkehr
39%

Wärme
46%

Strom
15%

CO2-Anteile	nach	Verbrauchskategorien
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Abb.	3:	CO2-Emissionen	des	Verkehrs	in	Bayern.	Quelle9	
	
	
	

Die verkehrsbedingten CO2-Emissionen ha-
ben sich in Bayern von 1990 bis 2012 um fast 
10 Prozent erhöht. Das geht fast vollständig 
auf das Konto des Flugverkehrs, dessen CO2-
Emissionen sich seit 1990 fast verdreifacht 
haben und inzwischen gut 14 Prozent der 
CO2-Emissionen ausmachen. Der Straßenver-
kehr ist für 85 Prozent sowie Schiene und 
Schiff für weniger als 1 Prozent verantwort-
lich. Hier nicht betrachtet werden Emissio-
nen, die bei der Bereitstellung des 
Bahnstroms für den Schienenverkehr entste-
hen. Diese werden dem stationären Anteil 
der Energiebranche (Bahnstrom-Kraftwerke) 
zugeordnet. 

 

1.4 Klimaschutzziele 
 
Bis zur Mitte des Jahrhunderts müssen In-
dustriestaaten wie Deutschland die Treib-
hausgas-Emissionen um mindestens 80 bis 
95 % gegenüber 1990 senken, um die Tem-
peraturerhöhung infolge des Klimawandels 

																																																								
9	http://www.lak-energiebilanzen.de		
10	nationale	Klimapolitik	http://www.bmub.bund.de	

auf 2 Grad Celsius gegenüber dem vorindust-
riellen Niveau zu begrenzen. Die 2-Grad-linie 
markiert dabei so etwas wie eine obere 
Brandmauer, oberhalb derer große systemi-
sche Gefahren, wie der Kollaps des Golfstro-
mes, drohen. Die Vereinbarung der Welt-Kli-
makonferenz in Paris ging deshalb noch wei-
ter und legte in Artikel 2 das Ziel fest, die 
Temperaturerhöhung weit unter 2 °C zu hal-
ten und weitere Anstrengungen zu treffen 
die Temperaturerhöhung auf 1,5 °C zu be-
grenzen. 

Ziel der Bundesregierung ist eine Reduktion 
der Emissionen von mindestens 40 Prozent 
bis 2020 und 80 bis 95 Prozent bis 2050 ge-
genüber 1990. Das soll vor allem durch den 
Ausbau erneuerbarer Energien und einer 
Steigerung der Energieeffizienz erreicht wer-
den. Diese Ziele sind in ihren Grundzügen 
bereits im Energiekonzept von 2010 festge-
schrieben10.  

 

 

Jahr
Insgesamt Schienenverkehr Straßenverkehr Luftverkehr Schifffahrt

1990 27448 325 25678 1404 41
1991 28141 319 26409 1366 47
1992 28563 325 26901 1283 54
1993 30270 297 28585 1334 54
1994 29195 316 27444 1384 51
1995 29844 311 28076 1419 38
1996 30514 308 28319 1852 35
1997 31039 295 28707 2008 29
1998 31856 292 29330 2205 29
1999 33513 277 30831 2383 22
2000 32914 267 30124 2504 19
2001 32184 261 29461 2444 19
2002 31819 245 29102 2456 16
2003 30612 238 27777 2577 19
2004 31739 228 27936 3555 20
2005 30623 200 26455 3945 23
2006 30416 188 25862 4346 19
2007 30163 182 25466 4504 12
2008 30246 176 25440 4620 9
2009 30554 158 25290 5087 19
2010 30091 163 25488 4423 18
2011 30719 168 26124 4414 12
2012 30185 172 25721 4283 9

CO2-Emissionen	in	1000	t	(Stand	10.08.2015)
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Am 3. Dezember 2014 hat das Bundeskabi-
nett das Aktionsprogramm Klimaschutz 
202011 beschlossen. Ziel ist es, die Treib-
hausgas-Emissionen bis 2020 um mindes-
tens 40 Prozent gegenüber 1990 zu senken. 
Im Verkehrssektor sollen demnach die Treib-
hausgas-Emissionen um 7 bis 10 Mio. t CO2-
Äquivalente gesenkt werden. Der nationale 
Verkehr verursachte im Basisjahr 1990 knapp 
165 Mio. t CO2-Äquivalente. Klimaschutzpo-
tenziale im Sektor Verkehr sieht die Bundes-
regierung in der Nutzung effizienter und 
neuer Technologien sowie Verkehrsverlage-
rungen: konsequente Einführung der Elektro-
mobilität im Personenverkehr – mit Strom 
aus erneuerbaren Energien, Entwicklung al-
ternativer Kraftstoffe, Weiterentwicklung der 
Lkw-Maut, der Ausbau und die Stärkung des 
öffentlichen Personenverkehrs, des Schie-
nengüterverkehrs sowie des Fahrrad- und 
Fußverkehrs. 

Im Klimaschutzplan 205012 der Bundesregie-
rung sollen insbesondere die Zwischenziele 
für die Zeit nach 2020 zum Erreichen des 
langfristigen Klimaschutzziels verankert, die 
konkreten nächsten Reduktionsschritte im 
Lichte der europäischen Ziele in einem brei-
ten Dialogprozess mit Maßnahmen unterlegt 
und ein transparenter Monitoringprozess in-
stalliert werden. Der erste Klimaschutzplan 
wird ab Sommer 2015 in einem breiten Dia-
log erarbeitet. 

Das Klimaprogramm Bayern 202013 sieht die 
Verringerung der jährlichen energiebeding-
ten CO2-Emissionen je Einwohner auf deut-
lich unter 6 Tonnen bis 2020 vor. 1990 wa-
ren es 7,514. Die Staatsregierung setzt dabei 
im Verkehrssektor - ohne Angabe eines kon-
kreten Einsparziels - auf den Einsatz erneu-
erbarer Energien, Verkehrsverlagerungen, 

																																																								
11	Aktionsprogramm		http://www.bmub.bund.de		
12	Klimaschutzplan	http://www.bmub.bund.de	
13	http://www.bestellen.bayern.de	
14	energiebedingte	Emissionen	http://www.stmwi.bayern.de	
15	Quelle:	schriftliche	Anfrage	vom	7.12.15	

Optimierung der Transportketten und tech-
nische Verbesserungen an Fahrzeugen. 

Die Berechnung der oben genannten Ziele 
erfolgt vom Umweltministerium auf Basis 
der Quellenbilanz. Relevante Bereiche, wie 
z.B. importierter Strom werden hierbei nicht 
berücksichtigt. 15   

Die Ziele für 2050 laufen im Mobilitätsbe-
reich auf eine Dekarbonisierung oder eine 
postfossile Mobilität hinaus.
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2. Abschätzung der Klimaschutzpotenziale 
 
 
 
 
 
 

2.1 Mittelfristige Klimaschutz-
potenziale 
 
Die bayerische Staatsregierung hat im Ver-
kehrsbereich bisher keine Maßnahmen und 
MInderungspotenziale vorgelegt. Deshalb 
werden an dieser Stelle Zahlen des Umwelt-
bundesamtes herangezogen. Dieses hat 
2010 mögliche Maßnahmen und ihre Minde-
rungspotenziale der CO2-Emissionsminde-
rung im Verkehr in Deutschland untersucht. 

 

Das Umweltbundesamt schlägt eine Vielzahl 
von Maßnahmen vor, mit denen die CO2-
Emissionen des Verkehrs deutlich gesenkt 
und so die Klimaschutzziele der Bundesre-
gierung erreicht werden können.  

Die Tabelle in Abb.	3 enthält eine Übersicht 
der Maßnahmen und deren Minderungspo-
tenziale für die Jahre 2020 und 2030. Die 
CO2-Einsparung ergibt sich gegenüber dem 
Trendszenario nach dem Modell „TREMOD“ 
und basiert auf bereits beschlossenen Maß-
nahmen im Verkehrsbereich.
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*		Einzelpotenziale	sind	nicht	beliebig	zu	addieren	
*	Das	Potenzial	errechnet	sich	aus	den	gesetzlichen	Vorgaben	des	Biokraftstoffquotengesetzes	und	der		
				Nachhaltigkeitsverordnung.	Das	UBA	hält	die	Erreichbarkeit	der	dort	gesetzten	Ziele	nicht	für					
				gesichert	(10,1	Mio.	t	Brutto-Effekt;	5,1	Mio.	t	Netto-Effekt).	
	
Abb.4:	vom	Umweltbundesamt	ermittelte	CO2-Sparpotenziale	im	Verkehr

Maßnahme	 Red.	
Potenzial*	
2020	

Red.	
Poten-
zial*	
2030	

Zusatzinfo	

Verkehrsvermeidende	Siedlungs-	und	Verkehrsplanung	
Planungskonzept	„Stadt	der	kurzen	Wege“	 	 	 Als	Gesamt-	
Integration	v.	Verkehrs-	und	Siedlungsplanung	 	 	 	Potenzial	
Minderungspotenzial	der	verkehrsvermeidenden		
Maßnahmen	

10,2	 13,8	 zusammen-ge-
fasst	

Abkehr	vom	Straßenneubau	 	1,8	 	2,3	 	
Förderung	regionaler	Wirtschaftskreisläufe	 	3,4	 	3,2	 	
Förderung	umweltgerechter	Verkehrsträger	 	 	 	
Güterschienenverkehr	 	2,1	 	1,7	 	
Schienenpersonenverkehr	 	1,9	 	3,2	 	
ÖPNV	 	2,6	 	1,9	 	
Fahrrad-	und	Fußverkehr	 	5,0	 	4,0	 	
Car-Sharing	 k.A	 k.A.	 Nicht		

quantifizierbar	
Abgaben	und	ökologische	Maßnahmen	 	 	 	
Marktorientierte	Instrumente	im	Flugverkehr	 15,6	 20,1	 	
Ausweitung	u.	Weiterentwicklung	LKW-Maut	 	4,5	 	4,2	 	
Erhöhung	der	Energiesteuer	auf	Kraftstoffe	 	9,5	 17,9	 	
Einführung	einer	„reinen“	CO2-bezogenen	Kfz-Steuer	 	2,8	 	4,2	 	
Abschaffung	der	Entfernungspauschale	 	4,3	 	4,9	 	
Besteuerung	der	privaten	Nutzung	v.	Dienstwagen	 	3,7	 	2,8	 	
Gesetzgebung	zur	Verbesserung	der	Fahrzeugeffizienz	 	 	 	
CO2-Gesetzgebung	f.	Pkw	durch	Verordnung	443/2009	 	 	 	
CO2-Grenzwert-Gesetzgebung	f.	Nutzfahrzeuge	 	5,6	 10,8	 	
Verwendung	von	Leichtlaufölen	 	2,8	 	3,4	 	
Verwendung	von	Leichtlaufreifen	 	4,5	 	4,2	 	
Mehr	und	„bessere“	Biokraftstoffe	nutzen	 	6,0	 	7,1	 	
Verbrauchsminderungen	bei	Bahnen	 10,1	(5,1)**	 	k.A.	 Potenzial	deutlich		

˂	1	Mio.t	
Verbraucher-	und	Fahrverhalten	 	 	 	
Verbraucherinformation	zur	Fahrzeugbeschaffung	(„La-
bel“)	

	4,1	 6,7	 	

kraftstoffsparendes	Fahren	im	Straßenverkehr	(Pkw)	 4,7	 3,7	 	
kraftstoffsparendes	Fahren	im	Straßenverkehr	(NfZ)	 1,7	 1,7	 	
Tempolimit	129	km/h	für	Pkw	auf	BAB	 3,2	 2,9	 	
Fahrgemeinschaften	 2,5	 3,2	 	
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Die mittelfristig – bis 2020 bzw. bis 2030 – 
wirksamsten Maßnahmen, die das größte 
Einsparpotenzial aufweisen, sind: 

• die verkehrsvermeidenden planerischen 
Maßnahmen, 

• die Erhöhung der Energiesteuer, 

• die marktwirtschaftlichen Instrumente 
im Flugverkehr und 

• die CO2-Gesetzgebung. 

 

 

 

 

 

Relativ große Potenziale bieten auch: 

• die Verbraucherinformation zur Fahr-
zeugbeschaffung sowie 

• die Verwendung von Leichtlaufreifen. 

Wenn man von der Annahme ausgeht, dass 
mindestens 50 % und bis zu 80 % der Summe 
aller Maßnahmen erreicht werden können, 
so wäre dies pro Jahr gegenüber dem TRE-
MOD-Trend für den Zeithorizont 2020 eine 
Minderung von etwa 54 – 87 Mio. t CO2; und 
für den Zeithorizont 2030 etwa 64 – 103 
Mio. t. Diese Spanne ergibt sich aus der Tat-
sache, dass Maßnahmen nicht beliebig ad-
diert werden können.

 

	
CO2	Emissionen	[Mio	t	CO2	pro	Jahr]	

	
	 2005	 2020	 2030	

Trend	Verkehr	gesamt	 189	 202	 203	
Wirkung	der	Maßnahmen	(mind.	50%	und	bis	zu	80%	der	
Summe)	

			0	 54-87	 64-103	
	

UBA-Szenario	Trend	minus	Potenzial	der	Maßnahmen	(gerun-
det)	

	189	 115-148	 100-139	

Minderung	in	%	gegenüber	TREMOD-Trend	 		0	 27-43%	 	32-51%	
	
Abb.	5:	Schätzung	des	Gesamtpotenzials	der	CO2-Minderung	im	Verkehr	in	Deutschland	aus	Abb.	4	
	
	
	
	

Während bei unveränderter Fortsetzung des 
Trends im Verkehrsbereich auch in Zukunft 
keine wesentliche Minderung der CO2-Emis-
sionen zu erwarten wäre, ist zur Erfüllung der 
Klimaschutzziele der Bundesregierung bis 
2020 eine Minderung der Emissionen des 
Verkehrs in der Größenordnung von 40 Mio. 
t CO2 p.a. erforderlich. Mit Hilfe der vorge-
nannten Maßnahmen wäre sogar noch er-
heblich mehr zu erreichen.  

Das genannte Potenzial lässt sich laut Um-
weltbundesamt nur dann ausschöpfen, wenn 

im Verkehrssektor alle identifizierten Maß-
nahmen gleichwertig verfolgt werden. Dann 
wird es möglich sein, die Klimagasemissio-
nen des Verkehrs in Deutschland mittelfristig 
auf ein verträgliches Maß zu mindern. 
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2.2 Langfristige Klimaschutz-
potenziale 
 
In einem sogenannten Verbändekonzept 
„Klimafreundlicher Verkehr in Deutschland“ 
zeigen die Umweltverbände WWF, BUND, 
Germanwatch, NABU und VCD einen Weg auf, 
wie sich im deutschen Verkehrssektor die 
Treibhausgasemissionen bis 2050 um 95% 
reduzieren lassen 16. Den Kern des Verbände-
konzepts bildet ein Klimaschutzszenario, das 
im Folgendem dargestellt wird. 

 

 

2.2.1 Verkehrsnachfrage im Per-
sonenverkehr gemäß Verbände-
konzept 

Durch den Bevölkerungsrückgang und die 
kürzeren Wege sinkt die Personenverkehrs-
leistung bis 2050 von 1.344 Mrd. Personen-
kilometer auf 1.142 Mrd. Personenkilometer 
und damit um 15 % (Abb. 5).

 

 
Abb.	6:	Verkehrsleistungen	im	Personenverkehr,	Quelle	16	
	

	

Im Jahr 2050 wird noch rund die Hälfte des 
bodengebundenen Verkehrs mit dem Pkw 
zurückgelegt. Die andere Hälfte nutzt den öf-
fentlichen Verkehr sowie den Fahrrad- und 
Fußverkehr. Eine besonders starke Zunahme 

																																																								
16	http://www.wwf.de	
	

	

verzeichnet das Fahrrad, welches seine Ver-
kehrsleistung bis 2050 verdreifacht. Beim öf-
fentlichen Verkehr gewinnen sowohl die 
Schiene als auch die Straße an Bedeutung. 
Der Luftverkehr geht leicht zurück auf 179 
Mrd. Personenkilometer. 
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Abb.	7:	Pkw-Fahrleistung	nach	Größenklassen,	Quelle	16	
	

	

	

	

Durch den steigenden Besetzungsgrad geht 
die Fahrleistung der Pkw stärker zurück als 
deren Verkehrsleistung und sinkt bis 2030 
um 26 % und bis 2050 um knapp die Hälfte 
auf 289 Mrd. Kilometer (Abb. 6). Rund 10 % 
davon werden im Jahr 2050 durch batterie-
elektrische Microcars erbracht, die vor allem 
als Carsharing-Fahrzeuge in Städten zum 
Einsatz kommen. Der Anteil großer Pkw an 
der Fahrleistung sinkt von 44 % auf 29 %. 

 

Der Pkw-Bestand sinkt bis zum Jahr 2030 auf 
32 Mio. Fahrzeuge und bis zum Jahr 2050 auf 
17 Mio. Fahrzeuge (Abb. 7). Ursache für den 
Rückgang des Pkw-Bestandes ist neben der 
abnehmenden Pkw-Fahrleistung und der in-
tensiveren Nutzung der Fahrzeuge durch 
Carsharing und andere Formen geteilter Nut-
zung auch die rückläufige Bevölkerungsent-
wicklung. Der Bestand von Dieselfahrzeugen 
geht nach 2020 aufgrund des angenomme-
nen Wegfalls des Steuervorteils für Diesel 
besonders deutlich zurück. 

Im Jahr 2020 sind 660.000 und im Jahr 2030 
4,8 Mio. (teil)elektrische Fahrzeuge im deut-
schen Bestand. Dazu zählen reine Elektroau-
tos (BEV), Plug-in-Hybride (PHEV) und Range 
Extender (REEV). Der wesentliche Klima-

schutzbeitrag wird bis 2030 durch die Effi-
zienzsteigerung konventioneller Antriebe 
und die Verlagerung auf umweltfreundliche 
Verkehrsträger erzielt. 

Im Jahr 2040 haben (teil)elektrische Fahr-
zeuge dann jedoch bereits einen Anteil von 
über 50 % am Pkw-Bestand. Zu diesem Zeit-
punkt werden im Stromsektor bereits über-
wiegend erneuerbare Energien eingesetzt, 
sodass die Klimabilanz eines Elektroautos 
dann auch unter Berücksichtigung der Vor-
kettenemissionen und Zugrundelegung des 
allgemeinen Strom-Mixes einen relevanten 
Vorteil gegenüber einem effizienten ver-
brennungsmotorischen Fahrzeug bietet. 
Während bis 2030 unter den elektrischen 
Fahrzeugen Plug-in-Hybridfahrzeuge und 
Range Extender dominieren, verschiebt sich 
das Verhältnis zusehends in Richtung rein 
batterieelektrischer Fahrzeuge. Im Jahr 2050 
sind nur noch 2,5 Mio. rein verbrennungsmo-
torische Fahrzeuge im Pkw-Bestand.
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Abb.	8:	Pkw-Bestand	nach	Antriebsarten,	Quelle	16
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2.2.2 Verkehrsnachfrage im Gü-
terverkehr gemäß Verbändekon-
zept 

 
Der Güterverkehr steigt von 635 Mrd. tkm im 
Jahr 2010 zunächst bis zum Jahr 2030 weiter 
an auf knapp 700 Mrd. tkm (Abb. 8).  

 
 
 
 
 
 

 
 
 

 

                
Abb.	9:	Verkehrsleistung	im	Güterverkehr,	Quelle	16	
	

	

Perspektivisch gibt es jedoch durch den 
Rückgang fossiler Energieträger, die sparsa-
mere Ressourcennutzung sowie kürzere 
Transportweiten und auch durch den Bevöl-
kerungsrückgang einen leichten Rückgang 
der Güterverkehrsleistung, die im Jahr 2050 
in etwa das heutige Niveau erreicht (610 
Mrd. tkm). Mit 225 Mrd. tkm werden 37 % des 
Güterverkehrs auf der Schiene erbracht, was 
gegenüber heute in etwa einer Verdopplung 
der Verkehrsleistung entspricht. Auch die 
Binnenschifffahrt legt um 20 % auf 74 Mrd. 
tkm zu. 

 

 

2.2.3 Endenergiebedarf 

Die Bundesregierung hat sich das Ziel ge-
setzt, den Endenergiebedarf im nationalen 
Verkehr (ohne den internationalen See- und 
Luftverkehr) um 10 % bis 2020 und 40% bis 
2050 (gegenüber dem Basisjahr 2005) zu re-
duzieren. Im Szenario werden diese Ziele 
deutlich übererfüllt: Der Endenergiebedarf 
des Verkehrssektors in Deutschland geht bis 
2020 um 21% und bis 2050 um 73 % zurück. 
Eine Minderung von 40 % wird bereits bis 
zum Jahr 2030 erreicht. Berücksichtigt man 
auch den internationalen Verkehr (Abb. 9), so 
liegen die Minderungen etwas niedriger (67 
% bis 2050), stellen aber immer noch eine 
deutliche Übererfüllung der Ziele dar.
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Abb.	10:	Endenergiebedarf	nach	Verkehrsmitteln	(inkl.	internationalem	Verkehr)	,	Quelle	16

 

 

 

Besonders deutlich ist der Rückgang des En-
denergieverbrauchs beim Pkw-Verkehr (-88 
% gegenüber 2010), aber auch der Straßen-
güterverkehr reduziert seinen Energiebedarf 
um 64 %. Wesentlicher Treiber für die Min-
derung ist langfristig neben der Reduktion 
der Verkehrsleistung der hohe Grad der 
Elektrifizierung. Mittelfristig sind aber auch 
die Effizienzsteigerungen konventioneller 
Antriebe von hoher Bedeutung. 

In den Abbildungen 10 und 11 sind die Ent-
wicklungen des Endenergiebedarfs nach 
Energieträgern dargestellt. 
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Abb.	11:	Endenergiebedarf	im	Verkehrssektor	nach	Energieträgern,	Quelle	16

 

 
 
Es zeigt sich eine deutliche Verschiebung im 
Energiemix des Verkehrssektors: Wird dieser 
heute noch von Benzin und Diesel dominiert, 
so gibt es bis 2050 eine deutliche Verschie-
bung hin zu Strom und Gas. Die restliche 
Nachfrage nach Diesel und Benzin im Jahr 
2050 wird vor allem von den Plug-in-Hybrid- 
und Range-Extender-Fahrzeugen im Perso-
nen- und Güterverkehr verursacht. 

Abbildung 11 zeigt den Endenergiebedarf im 
Personen- und Güterverkehr im Jahr 2050. 
Der (nationale) Personenverkehr im Jahr 
2050 basiert zum überwiegenden Teil auf 
Strom. 
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Abb.	12:	Endenergiebedarf	im	Jahr	2050	nach	Verkehrsbereichen,	Quelle	16

 
 
 
Die verbleibende Nachfrage nach Diesel und 
Benzin im Personenverkehr ist vor allem auf 
die teilelektrischen Pkw (PHEV und REEV) so-
wie auf die wenigen verbleibenden rein kon-
ventionellen Pkw zurückzuführen. 

Hinzu kommt die Gasnachfrage von Bussen.  

Deutlich anders als im Personenverkehr ist 
die Zusammensetzung der Energienachfrage 
im Güterverkehr, denn hier dominieren vor 
allem die Gas-Lkw. 

Die Endenergienachfrage des internationa-
len Verkehrs liegt im Jahr 2050 knapp halb 
so hoch wie die Endenergienachfrage des 
nationalen Verkehrs. Sie basiert zum Großteil 
auf Flüssigkraftstoffen und nur zu einem 
kleinen Teil auf der Gasnachfrage von LNG-
Schiffen.
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Abb.	13:	Stromnachfrage	des	Verkehrssektors,	Quelle	16	
	

	

Die Stromnachfrage des Verkehrssektors 
steigt deutlich an auf 240 PJ bzw. 67 TWh im 
Jahr 2050, wobei der deutlichste Anstieg im 
Zeitraum zwischen 2030 und 2040 zu ver-
zeichnen ist. Dies entspricht einer Größen-
ordnung von gut 11 % des gesamten heuti-
gen Brutto-Inlandstromverbrauchs in 
Deutschland. Der Verkehrssektor ist damit im 
Jahr 2050 ein relevanter Stromnachfrager. 
Die Stromnachfrage der „klassischen“ Strom-
nachfrager im Verkehrssektor Schienenper-
sonenverkehr, Schienengüterverkehr sowie 
Straßen-, Stadt- und U-Bahnen (SSU) erhöht 
sich leicht, da die Zunahme der Verkehrs-
nachfrage größer ausfällt als die Effizienz-
steigerung. 

Größter zusätzlicher Nachfrager sind die 
Pkw, aber auch durch den Güterverteilver-
kehr und durch elektrische Busse wird mehr 
Strom nachgefragt. Die Stromnachfrage des 
Schienenverkehrs steigt trotz der wachsen-
den Nachfrage aufgrund von Effizienzsteige-
rungen und einer besseren Auslastung nur 

geringfügig an. Der Strombedarf von Pede-
lecs ist mit rund 1,6 PJ im Vergleich zu den 
anderen Stromnachfragern sehr gering, ob-
wohl ein nicht unwesentlicher Teil der Ver-
kehrsleistung mit Pedelecs erbracht wird. 

 

2.2.4 Treibhausgasemissionen 

Die Treibhausgasemissionen des deutschen 
Verkehrssektors, inklusive des internationa-
len von Deutschland ausgehenden Verkehrs, 
betrugen im Basisjahr 1990 185 Mio. t CO2-
Äquivalente (CO2e). Zur Erreichung des Ziels 
einer Treibhausgasemissionsminderung um 
95 % dürften im Jahr 2050 noch maximal 9 
Mio. t CO2e emittiert werden. Im vorliegen-
den Szenario soll jedoch die höhere Klima-
wirksamkeit der Treibhausgasemissionen 
des Luftverkehrs mit einem RFI-Faktor von 3 
unbedingt berücksichtigt werden. Dies be-
deutet allerdings, dass die Treibhaus-
gasemissionen des Verkehrs im Jahr 1990 
mit 213 Mio. t CO2e höher lagen. Der maßge-
bende Zielwert für das Jahr 2050 sind somit 
10,7 Mio. t CO2e. 
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Der Endenergiebedarf kann im Verbändekon-
zept deutlich reduziert werden. Würde – rein 
theoretisch – der im Jahr 2050 verbleibende 
gasförmige und flüssige Endenergiebedarf 
nur aus fossilen Quellen gedeckt, so würden 
noch Treibhausgasemissionen von rund 78 
Mio. t CO2e verbleiben. Dies entspricht einer 
Minderung des Treibhausgasausstoßes um 
64 % gegenüber 1990. 

Die Treibhausgasintensität der dann noch 
eingesetzten Gas- und Flüssigkraftstoffe 
ließe sich durch Biokraftstoffe aus Abfall- 
und Reststoffen sowie strombasierte Kraft-
stoffe reduzieren. Dies entspricht einer Min-
derung des Treibhausgasausstoßes um 86 % 
gegenüber 1990. Im Verbändekonzept würde 
ohne Berücksichtigung des RFI-Faktors eine 
95 %-Minderung von 185 Mio. t CO2e auf ma-
ximal 9 Mio. t CO2e erreicht werden. 

 

Basisjahr	1990	 213	Mio.	t	CO2e	

Treibhausgasemissionen	nach	Reduktion	des	Endenergiebedarfs	 78	Mio.	t	CO2e	
(Minderung	gegenüber	Basis	in	%)	 (-64%)	
Treibhausgasemissionen	nach	Einsatz	nachhaltiger	Kraftstoffalternativen	 mind.	30	Mio.	t	CO2e	
(Minderung	gegenüber	Basis	in	%)	 	(-86%)	
Zielwert	2050	 10,7	Mio.	t	CO2e	
(Minderung	gegenüber	Basis	in	%)	 (-95%)	
Verbleibende	Reduktionslücke	 mind.	19,3	Mio.	t	CO2e	

	
Abb.	14:	Erreichte	Treibhausgasemissionsminderung	im	Verkehrssektor	und	verbleibende	Rektionslücke,	Quelle	16

 
Dies unterstreicht, dass der Flugverkehr der 
Erreichung der deutschen Klimaziele im 
Wege steht. Um das 95 %-Ziel im Verkehrs-
sektor zu erreichen, müsste die Verkehrsleis-
tung im Luftverkehr gegenüber dem vorlie-
genden Szenario nochmals deutlich redu-
ziert werden, da Effizienzpotenziale im vor-
liegenden Szenario bereits vollständig aus-
geschöpft sind. 

Inklusive des direkten Stromeinsatzes liegt 
der Bedarf des Verkehrssektors für Strom aus 
erneuerbaren Energien im Jahr 2050 somit 
bei rund 1074 PJ bzw. 298 TWh. Dies ent-
spricht der Hälfte des Brutto-Inlandstrom-
verbrauchs Deutschlands im Jahr 2013. 
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3. Maßnahmen 

 
 
 

Die nachfolgend aufgeführten grünen Maß-
nahmen zum Klimaschutz im Mobilitätsbe-
reich folgen den Grundprinzipien der „Drei 
Vs“: Verkehr vermeiden, Verkehr verlagern 
und Verkehr verbessern. 

 

3.1 Klimaschutzgesetze im 
Bund und im Freistaat 
 
Weder der Bund noch der Freistaat Bayern 
haben verbindliche Klimaziele oder einen 
konkreten langfristigen Pfad der Emissions-
minderung festgelegt. An einer Konkretisie-
rung des Ziels für 2020 oder gar 2050 für den 
Energiesektor und andere Wirtschaftsberei-
che fehlt es ebenso wie an einem zielführen-
den Klimaschutzprogramm und an einer kon-
sequenten Überprüfung der Zielerreichung. 
Auch wird die öffentliche Hand ihrer Vorbild-
funktion beim Klimaschutz nur unzureichend 
gerecht. Als Lösung bietet sich an, die Klima-
schutzziele bis zum Jahr 2050 in einem Kli-
maschutzgesetz verbindlich festzulegen. Auf 
Grundlage des Gesetzes beschließt der Ge-
setzgeber sektorale Klimaschutzziele und 
detaillierte Klimaschutzprogramme. Die Um-
setzung der Programme und die Erreichung 
der Klimaschutzziele werden regelmäßig 
überprüft und einheitlich bilanziert. Darüber 
hinaus enthält das Klimaschutzgesetz Vorga-
ben für vorbildlichen Klimaschutz im Bereich 
der staatlichen Verwaltung.  

																																																								
17	https://recht.nrw.de	
18		Klimaschutzgesetz	https://um.baden-wuerttemberg.de		
19	http://www.mwkel.rlp.de/File/LKSG-pdf/		
20	http://dip21.bundestag.de	
	

Auf diese Weise sorgt das Klimaschutzgesetz 
für Transparenz über Ziele und Maßnahmen 
der Klimaschutzpolitik. Es schafft langfris-
tige Planungssicherheit für Investitionen in 
innovative Klimaschutztechnologien, Ener-
gieeffizienz und erneuerbare Energien und 
legt so das Fundament für den Übergang zu 
einer weitgehend emissionsfreien Wirt-
schaft.  

Vorbild für ein Bayerisches Klimaschutzge-
setz könnten die Klimaschutzgesetze in 
Nordrhein-Westfalen17, Baden-Württem-
berg18 oder Rheinland-Pfalz19 sein. Ein Ent-
wurf für ein Bundes-Klimaschutzgesetz hat 
die Grüne Bundestagsfraktion vorgelegt20.  

 
3.2 Grüne Maßnahmen im 
Bund und in  
Europa 
 
3.2.1 Bundesverkehrswegepla-
nung 

Der Freistaat hat sich dafür einzusetzen, dass 
bei der Bundesverkehrswegeplanung, neben 
verkehrlichen Belangen, künftig verstärkt kli-
mapolitische Ziele berücksichtigt werden. 
Statt eines sektoralen Bundesverkehrswege-
plans wird ein umfassender Bundesmobili-
tätsplan entwickelt. Für den Verkehrssektor 
in Deutschland werden langfristige Ziele 
festgelegt, an denen sich die weitere Bun-
desverkehrswegeplanung orientiert. 
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3.2.2 CO2-Emissionsgrenzwerte 
bei Pkw und Nutzfahrzeugen 

Die Festsetzung der CO2-Emissionsgrenz-
werte für neue Kraftfahrzeuge liegt in der 
Kompetenz der Europäischen Union. Der 
Freistaat kann hier als Land entsprechende 
Forderungen an diese Handlungsebene ad-
ressieren, Diskussionsprozesse unterstützen 
und Bundesratsinitiativen ergreifen. 

Der massenbezogene Verbrauchsgrenzwert 
für Pkw liegt derzeit bei ca. 130 g CO2/km 
und muss in der Flotte bis 2015 erreicht wer-
den. Auf EU-Ebene wurde beschlossen, den 
CO2-Grenzwert für 95 % der neuen Pkw für 
2020 auf 95 g/km (Herstellergrenzwert, be-
zogen auf die Masse) abzusenken. Ab dem 
Jahr 2021 gilt dieser Wert für die gesamte 
Fahrzeugflotte. Außerdem beschloss die EU 
für leichte Nutzfahrzeuge CO2-Grenzwerte 
von 147 g CO2/km im Flottendurchschnitt 
von Herstellern, die mehr als 1.000 neue 
Fahrzeuge im Jahr produzieren. Die Auswei-
tung einer CO2-Regelung auf Lkw wird in den 
EU-Gremien nur diskutiert. Die Einführung 
von Flottenverbrauchsgrenzwerten für 
schwere Nutzfahrzeuge und weitere Kfz-Ty-
pen (mobile Geräte und Maschinen) ist drin-
gend notwendig, weitergehende Reduktions-
pfade für die Folgejahre sind festzulegen. 

 

3.2.3 Geschwindigkeitsbeschrän-
kungen 

Der Kraftstoffverbrauch ist bei einer Maxi-
malgeschwindigkeit von 100 km/h und ei-
nem damit verbundenen stetigeren Ver-
kehrsfluss deutlich geringer als bei höheren 
Geschwindigkeiten.  

Die Staatsregierung kann nur in Einzelfällen 
und aus konkreten Gründen, z. B. der Ver-
kehrssicherheit, ein Tempolimit auf Bunde-
sautobahnen anordnen. Daher besteht die 
Handlungskompetenz des Landes in Infor-
mation und dem Unterstützen zielgleicher 
Initiativen auf Bundesebene. 

Verringerte Autobahngeschwindigkeiten ge-
hen einher mit weniger Kraftstoffverbrauch, 
geringeren Kohlendioxidemissionen und we-
niger Schadstoffemissionen (etwa von Stick-
stoffoxiden oder Feinstäuben). Ein generel-
les Tempolimit wirkt sofort auf den gesam-
ten Pkw-Bestand und somit schneller, aber 
weniger tiefgreifend als die verfügbaren und 
zusätzlich sinnvollen technischen Maßnah-
men direkt am Fahrzeug. Die dafür entste-
henden Kosten sind vernachlässigbar. Die 
Verkehrssicherheit wird grundsätzlich er-
höht. 

Neben einem generellen Tempolimit von 
120 km/h auf Autobahnen muss es Kommu-
nen erleichtert werden, verkehrsberuhigte 
Bereiche auszuweisen. Dazu ist innerörtlich 
das Regel-Ausnahme-Verhältnis zwischen 
Tempo 50 und Tempo 30 umzukehren.  

 

3.2.4 Straßenverkehrsmanage-
ment verbessern 

Durch Staus auf Autobahnen werden jährlich 
große Mengen Kraftstoff zusätzlich ver-
braucht und erhebliche CO2-Emissionen ver-
ursacht. Als Hauptgründe der Staus werden 
vor allem die Überlastung der Infrastruktur 
bzw. deren fehlender Ausbau sowie Unfälle 
und Witterungseinflüsse genannt. Somit be-
steht ein prinzipielles Verbesserungspoten-
zial auch aus ökologischer Sicht. 

Als mögliche Lösung für die Vermeidung von 
Staus wird häufig ein weiterer Ausbau des 
Straßennetzes genannt. Allerdings zeigen 
Untersuchungen auch, dass ein Ausbau der 
Straßenkapazitäten häufig zu einem über-
proportionalen Anstieg des Verkehrsaufkom-
mens führt und so das Stauproblem mittel-
fristig bei insgesamt gestiegener Verkehrs-
leistung wieder auftritt. Straßenneubau und 
Kapazitätserweiterung sollten deshalb hin-
sichtlich ihrer kontraproduktiven Gesamt-Ef-
fekte sehr sorgfältig untersucht werden.
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Durch verbessertes Straßenverkehrsmanage-
ment können Staus und deren negative Aus-
wirkungen, einschließlich der staubedingten 
CO2-Emissionen, in begrenztem Umfang re-
duziert werden. So können im Falle einer 
Straßenüberlastung variable Verkehrsbeein-
flussungsanlagen die zulässige Geschwin-
digkeit herabsetzen oder den Zufluss regeln 
und damit die Straßenkapazität aktuell erhö-
hen. Ähnlich wirkt die temporäre Freigabe 
des Standstreifens auf Autobahnen. 

Weitere Beiträge zur Verflüssigung des Ver-
kehrs auf Autobahnen können die beschleu-
nigte Räumung von stauverursachenden Un-
fällen sowie verbesserte Verkehrsinformatio-
nen und ihre Kopplung mit Routenplanern 
liefern. Da Straßen oft nur ein bis zwei Stun-
den am Tag in der Hauptverkehrszeit über-
lastet sind, würde sich bei entsprechender 
Verkehrsverlagerung so manche Ausbau-
maßnahme erübrigen.  

 

3.2.5 CO2-abhängige Besteuerung 
von Firmenwagen 

Durch den hohen Neuzulassungsanteil von 
Firmenwagen und den frühen Weiterverkauf 
auf dem privaten Gebrauchtwagenmarkt hat 
die Firmenwagenbeschaffung einen wichti-
gen Einfluss auf die spezifischen Verbräuche 
im sehr fahrleistungsintensiven Geschäfts-
verkehr und auch im nachgelagerten priva-
ten Verkehr. 

Bei der betrieblichen Nutzung von Firmen-
wagen sind alle anfallenden Kosten (An-
schaffungs- und Betriebskosten) in vollem 
Umfang steuerlich absetzbar. Dadurch ist der 
steuerliche Vorteil bei der Anschaffung von 
Fahrzeugen mit hohem Verbrauch größer. 
Zusätzlich trägt zur Anschaffung größerer 
und stärker motorisierter und damit ver-
brauchsintensiverer Fahrzeuge bei, dass ein 
Dienstwagen oft auch durch zusätzliche Sta-
tus- und Komfortgewinne eine indirekte 
Komponente zur MitarbeiterIn-nenentloh-
nung enthält. Auch auf Seiten der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, welche den 

Dienst-Pkw privat nutzen, werden keine An-
reize für verbrauchsarme Pkw gesetzt. 

Auch als Folge der beschriebenen Regelun-
gen liegen die durchschnittlichen Emissio-
nen von in Deutschland verkauften Autos 
zurzeit etwa 10 g CO2/km höher als im EU-
Durchschnitt. Die Dienstwagenbesteuerung 
ist daher durch eine Verbrauchskomponente 
(CO2) nach dem Vorbild der Kfz-Steuer zu er-
gänzen. Darüber ist die Schaffung rechtlicher 
Grundlagen für eine degressive Abschrei-
bung mit klimaschutz-freundlicher Kompo-
nente (mit steigendem CO2-Ausstoß sinkt der 
Anteil steuerlich geltend machbarer Ab-
schreibungen) erforderlich. 

 

3.2.6 Reform und Ausweitung der 
Energiebesteuerung 

Unser grünes Ziel ist: Die EU-Energiesteuer-
richtlinie wird reformiert und spätestens mit 
Gültigkeit ab 2030 nach Energiegehalt und 
CO2-Intensität berechnet. Die Mindeststeuer-
sätze werden sukzessive angehoben, 
dadurch steigt auch die deutsche Mineralöl-
steuer (Energiesteuer) schrittweise an. Das in 
der Energiesteuerrichtlinie formulierte Ver-
bot der Kerosinbesteuerung von Flügen ins 
EU-Ausland sowie die des internationalen 
Seeverkehrs wird abgeschafft.  

Die Besteuerung von Kerosin wird zunächst 
für nationale Flüge eingeführt, dann EU-weit 
und nach 2030 im Zuge einer internationalen 
Einführung auch auf Flüge außerhalb der EU 
ausgeweitet. Die Einführung sowie Höhe der 
Kerosinbesteuerung wird mit der Einbindung 
des Luftverkehrs in den Emissionshandel ko-
ordiniert. Ebenso wird die Energiebesteue-
rung zunächst in der kommerziellen nationa-
len Binnenschifffahrt, ab 2030 dann auch im 
internationalen Seeverkehr eingeführt. 

Auch die Mehrwertsteuer auf internationale 
Flüge wird spätestens 2030 eingeführt. 
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3.2.7 Zulassungssteuer 

Die jährlich fällige Kfz-Steuer hat zwar eine 
CO2-Komponente. Bei der Kaufentscheidung 
für ein Auto spielt die Kfz-Steuer aber eine 
eher untergeordnete Rolle. Wesentlich effek-
tiver wäre die Umwandlung der Kfz-Steuer in 
eine CO2-abhängige Zulassungssteuer, in der 
die Kfz-Steuer für die gesamte Lebensdauer 
des Fahrzeugs aufsummiert wird. Die höhere 
einmalige Besteuerung durch die Zulas-
sungssteuer beim Kauf eines Neuwagens 
kann dann mehr lenkend wirken als die heu-
tige Kfz-Steuer. 

 

3.2.8 Information und finanzielle 
Anreize zum Kauf CO2-armer 
Pkw 

Die seitens der Hersteller publizierten Norm-
verbrauchsdaten sowie die Tests unabhängi-
ger Institutionen zeigen eine große Band-
breite des spezifischen Verbrauchs von Neu-
wagen. So haben höhere Fahrzeugklassen 
(z.B. obere Mittelklasse, SUV) erwartungsge-
mäß allein wegen ihres Gewichts deutlich 
höhere Normverbräuche als ein Kleinwagen. 

Aber auch innerhalb einer Fahrzeugklasse 
können die Normverbräuche je nach Fahr-
zeugmodell, Ausstattung und Motorisierung 
mehr als 30 % höher oder niedriger sein als 
der durchschnittliche Verbrauch. Insbeson-
dere bei einer Bilanzierung über die lange 
Lebensdauer eines Pkw lohnen sich meist 
auch Investitionen in aufpreispflichtige effi-
zienzsteigernde Zusatzausstattungen. 

Durch geeignete Informationsmaßnahmen 
vor dem Pkw-Kauf kann eine Nachfragestei-
gerung nach effizienten, klimafreundlichen 
Autos erreicht werden, wodurch die mittlere 
CO2-Emission der neu gekauften Pkw zusätz-
lich sinken würde. Insbesondere im Bereich 
der Verteilerverkehre lässt sich durch die 
Umstellung von Diesel- auf Gasmotoren be-
reits kurzfristig erheblich CO2 einsparen. 

Hierzu ist ein geeignetes Gas-Tankstellen-
netz anzubieten, das in die Gas-Netzinfra-
struktur zu integrieren ist.  

Erdgasfahrzeuge haben gegenüber konventi-
onellen Diesel-/Benzinfahrzeugen einen 
CO2-Emissionsvorteil von ca. 20-25 % und 
können deshalb gegenüber erdölbasierten 
Antrieben kurzfristig zur CO2-Reduktion bei-
tragen. 

Zudem sollte das bundesdeutsche Kfz-Steu-
ersystem stärker als bisher die Komponente 
der CO2-Emission berücksichtigen. Auch 
könnte die Erstzulassung mit einer Bonus-
Malus-Regelung auf besonders sparsame 
bzw. viel verbrauchende Pkw gekoppelt sein, 
wie es z.B. in Frankreich üblich ist. 

Wegen der langen Nutzungsdauer eines Pkw 
in Deutschland von rund 10-15 Jahren beein-
flusst eine Kaufentscheidung sehr lange den 
Kraftstoffverbrauch und damit die CO2-Emis-
sionen. Eine bessere Kennzeichnung würde 
dazu beitragen, den durchschnittlichen Ver-
brauch von in Deutschland verkauften Neu-
wagen auf EU-Niveau abzusenken.  

 

3.2.9 Weiterentwicklung und 
Ausweitung der LKW-Maut 

Die Lkw-Maut ist eine streckenbezogene 
Straßenbenutzungsgebühr für Lkw über 12 
Tonnen zulässiges Gesamtgewicht auf deut-
schen Autobahnen. Sie wurde im Jahr 2005 
eingeführt und zwischenzeitlich schrittweise 
angepasst. Im August 2012 wurden teilweise 
auch vierspurige Bundesstraßen und somit 
zusätzliche 1.135 km Straßennetz in die 
Maut einbezogen. 

Die Lkw-Maut liegt in der Zuständigkeit des 
Bundes, wobei die EU mit der EU-Wegekos-
tenrichtlinie einen Höchstrahmen setzt. Die 
Erhöhung der Lkw-Maut kann zu einer Ver-
meidung von Gütertransporten, zur Steige-
rung der Lkw-Auslastung sowie zu einer Ver-
lagerung auf andere Transportmittel (Bahn, 
Binnenschiff) beitragen. Die Ausweitung der 
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Mautpflicht auf Lkw unter 12 Tonnen zuläs-
siges Gesamtgewicht kann ähnlich wirken. 
Außerdem wird so vermieden, dass zur Um-
gehung der Mautpflicht Transporte auf diese 
Lkw-Größenklasse verlagert werden. Um 
eine Verlagerung auf umweltfreundliche 
Transportmittel zu erreichen, sind der Aus-
bau von Umschlagplätzen (bi- und trimodale 
Terminals) sowie der erforderlichen Trans-
portkapazitäten auf der Schiene zu schaffen. 

Bei der Weiterentwicklung der LKW-Maut ist 
darauf zu achten, dass eine Erhöhung der 
Mautgebühren oder eine Ausweitung auf 
kleinere LKW nicht zu einer weiteren Zu-
nahme des mautverdrängten Schwerlastver-
kehrs von der Autobahn auf das nachgeord-
nete Straßennetz führt. Als Handlungsmög-
lichkeiten wurden von der Verkehrsminister-
konferenz aufgezeigt: Ausweitung der Lkw-
Maut auf alle Bundesstraßen, Einbeziehung 
aller Lkw mit einem zulässigen Gesamtge-
wicht von mehr als 7,5 t in die Mautpflicht 
für dieses Netz und schließlich die Einbezie-
hung des gesamten klassifizierten Straßen-
netzes in die Mautpflicht, beginnend mit den 
Landesstraßen bis zu Kreisstraßen. 

 

3.2.10 Sicherung der gemeinsa-
men Finanzierung des ÖPNV 

Die bisherigen Regelungen zur gemeinsa-
men Finanzierung des Öffentlichen Nahver-
kehrs gemäß Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz (GVFG) bzw. Entflechtungsge-
setz (EntflechtG) durch Bund, Länder und 
Kommunen laufen im Jahr 2019 aus. Sollte 
bis dahin keine neue Regelung gefunden 
sein, müssten Länder und Gemeinden die Fi-
nanzierung allein übernehmen. In der Kon-
sequenz könnte ein großer Teil der bisheri-
gen Leistungen entfallen. Deshalb bedarf es 
einer Folgeregelung für die Finanzierung der 
kommunalen und der regionalen Verkehrsin-
frastruktur über das Jahr 2019 hinaus und für 
deren bedarfsgerechten Ausbau. Die Steige-
rung der Fahrgastzahlen im Schienenperso-

nennahverkehr (SPNV) seit Beginn der Regi-
onalisierung zeigt, dass Verkehrsverlagerung 
möglich ist, wenn das Angebot stimmt und 
ausgeweitet wird. Die Bestellmittel für den 
SPNV nach dem Regionalisierungsgesetz 
sind daher zu dynamisieren und der Länder-
schlüssel bedarfsgerecht fortzuentwickeln. 
Dabei sind insbesondere die gestiegenen 
Stations-, Trassen- und Energiepreise voll-
ständig abzudecken. Nur so kann ein weite-
rer Ausbau des Schienenpersonennahver-
kehrs abgesichert werden.
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3.3 Grüne Maßnahmen im 
Freistaat 
 
3.3.1 Verkehr vermeiden 

Der Verkehrsaufwand wächst noch immer. 
Die Senkung des Verkehrsaufwands ist des-
halb ein wichtiger Bestandteil jedes Konzep-
tes für mehr Nachhaltigkeit im Verkehr. Ver-
kehrsaufwand kann man „sparen“ – und das 
ohne spürbaren Verlust an Mobilität, Bewe-
gungsfreiheit und Lebensqualität. Die Men-
schen legen heute nicht mehr Wege zurück 
als vor 10, 20 oder 50 Jahren. Hingegen sind 
die Strecken, die sie auf ihren Wegen zur Ar-
beit, zum Einkaufen oder zur Freizeitgestal-
tung bewältigen müssen, sehr viel länger ge-
worden. Viele Siedlungen haben ihre Flä-
chen ausgeweitet, häufig wurden sie ohne 
Anbindung an öffentliche Verkehrsmittel ge-
plant. Wohnungen, Schulen und Arbeits-
plätze sind auseinandergerückt. Solche Ent-
wicklungen gilt es langfristig zu korrigieren 
– oder angepasste, neue Mobilitätslösungen 
zu finden 

Kurze Wege und Nahmobilität fördern 

Eine verkehrsvermeidende Siedlungs- und 
Verkehrsplanung kann Wege vermeiden und 
verkürzen - und somit CO2-Emissionen ein-
sparen. Leitbild ist die „Stadt der kurzen 
Wege“ bzw. „Region der kurzen Wege“. Die 
langen Planungs- und Umsetzungszeiten so-
wie die Vielzahl der beteiligten Akteure las-
sen nur eine langfristige Wirkung erwarten. 
Der neue Trend „zurück in die Stadt“ zu zie-
hen, kann zur Verkehrsvermeidung beitra-
gen. 

Durch kürzere Wege werden nicht nur die 
Strecken reduziert, die mit dem Auto zurück-
gelegt werden. Zugleich werden auch die 
Verkehrsmittel des Umweltverbunds attrak-
tiver, insbesondere Rad- und Fußverkehr, so 
dass zusätzlich eine Verkehrsverlagerung 
möglich ist. Über die CO2-Reduktion hinaus 
ergeben sich positive Effekte in den Berei-
chen Luftreinhaltung, Lärmschutz, Verkehrs-
sicherheit, Gesundheit sowie Stadt- und 

Wohnqualität. Kurze Wege helfen auch bei 
der Anpassung an die demographische Ent-
wicklung. 

Als Bausteine zur Förderung kurzer Wege 
und der Nahmobilität bieten sich an: 

• Reduktion der Ausweisung neuer Sied-
lungsflächen und Stärkung der Innenent-
wicklung in Städten und Gemeinden 
durch Nachverdichtung 

• Qualitative Aufwertung bestehender 
Siedlungsgebiete u. a. durch Grünkon-
zepte anstelle von Neuplanungen „im 
Grünen“ 

• Förderung von weiteren Modellvierteln 
zur „Stadt der kurzen Wege“ (Synergieef-
fekte mit Fuß- und Radverkehrskonzept) 

• Förderung regionaler Wirtschaftskreis-
läufe  

• Konzentration von Siedlungsschwer-
punkten an Standorten mit guter Anbin-
dung an den öffentlichen Nahverkehr, 
insbesondere Schienennahverkehr 

• Erhalt des Anbindungsgebotes im LEP 

• Förderung kommunaler Mobilitätskon-
zepte 

• Weiterentwicklung der Bayerischen Bau-
ordnung in Richtung Nachhaltige Mobili-
tät (z.B. Schaffung von Fahrradstellplät-
zen, Erweiterung der kommunalen Rege-
lungskompetenz zur Reduktion der ge-
setzlich vorgeschriebenen Kfz-Stell-
plätze) 

• Sorgfältige Prüfung der verkehrlichen 
Auswirkungen von Projekten und Gesetz-
gebungsverfahren des Freistaates 

• Engere Abstimmung zwischen den Trä-
gern des Nahverkehrs und der Regional-
planung  
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3.3.2 Verkehr intelligent verla-
gern 

Unter ökologischen Gesichtspunkten ist es 
vernünftiger, einen Weg zu Fuß oder mit dem 
Fahrrad zurückzulegen als mit einem moto-
risierten Verkehrsmittel. Also muss eine ver-
nünftige Verkehrspolitik die Bedingungen 
für den nicht-motorisierten Verkehr verbes-
sern. Es ist in den meisten Fällen auch öko-
nomisch vernünftiger, in einem gemein-
schaftlich genutzten Verkehrsmittel zu rei-
sen oder Güter zu transportieren als in einem 
konventionellen Pkw oder einem kleinen 
LKW. 

 

Vom motorisierten Verkehr auf das Fahrrad 
oder zu Fuß 

Deutschlandweit werden derzeit etwa 10 % 
aller Wege mit dem Fahrrad und etwa 24 % 
zu Fuß zurückgelegt, vor allem bei kurzen 
Weglängen. Von den Pkw-Fahrten in Städten 
ist etwa die Hälfte ebenfalls kürzer als 5 km. 
Ein großer Teil dieser Pkw-Fahrten kann auf 
den Fuß- und Radverkehr verlagert und so-
mit emissionsfrei zurückgelegt werden. Vo-
raussetzung hierfür sind attraktive Fuß- und 
Radwegenetze sowie deren intelligente Ver-
netzung mit dem ÖPNV und anderen Ver-
kehrsmitteln. Eine weitere Voraussetzung 
liegt darin, dass die Abstellplätze für Fahrrä-
der leichter und schneller erreichbar sind als 
Kfz-Stellplätze. 

Als Bausteine zur Verlagerung vom motori-
sierten Verkehr auf das Fahrrad oder zu Fuß 
bieten sich an: 

• Entwicklung eines Landesradverkehrs-
netzes mit Verbindungen zwischen allen 
Mittel- und Oberzentren sowie Finanzie-
rung und Förderung eines attraktiven, si-
cheren und flächendeckenden Ausbaus 
und einer einheitlichen Beschilderung 
des Netzes 

• Durch die große Dichte von Staats- und 
Kreisstraßen gibt es häufig mehrere Stra-
ßenverbindungen zwischen zwei Orten. 

Durch Umwidmungen einiger dieser Ver-
bindungen in Anliegerstraßen entstehen 
attraktive Wege für den Radverkehr. 

• Radschnellwege sind in die Regionalpla-
nung mit aufzunehmen. 

• Finanzierung und Förderung, von siche-
rer und attraktiver Fuß- und Radver-
kehrsinfrastruktur in den Städten, Ge-
meinden und Kreisen (bspw. Abbau von 
Barrieren und Lückenschlüsse) 

• Einrichtung von sicheren und ausrei-
chenden Abstellanlagen an Bahnhöfen 
und Haltstellen (Schnittstellenpro-
gramm) 

• Aufwertung des Fußverkehrs als wichti-
gen Verkehrsträger und als Grundform 
der Mobilität sowie Entwicklung und 
Umsetzung von speziell auf die Bedürf-
nisse des Fußverkehrs zugeschnittenen 
Konzepten 

• Ermöglichung einer eigenständigen Mo-
bilität für alle Altersgruppen und erhöhte 
Attraktivität des Zufußgehens durch bar-
rierefreie und attraktive Gestaltung der 
Straßenräume 

• Erstellung eines Radverkehrsplans Bay-
ern als konzeptionelle und strategische 
Grundlage für die Radverkehrsförderung 
in Bayern 

• Auszeichnung „Fahrradfreundliche Kom-
mune“ 

• Landesweiter Radroutenplaner (als kos-
tenloses App bereitzustellen) 

• Unterstützung der Arbeitsgemeinschaft 
Fahrradfreundlicher Kommunen (AGFK) 

• Aufbau eines Netzwerks Fahrradbranche 
Bayern 

• Maßnahmen der Kommunen zur regel-
mäßigen Überprüfung (und Instandhal-
tung) bestehender Fuß- und Radver-
kehrsinfrastruktur im Hinblick auf Zu-
stand, Verkehrssicherheit, Akzeptanz und 
Sinnhaftigkeit 
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• Einrichtung von Schutzstreifen und Her-
absetzung der zulässigen Geschwindig-
keiten im Straßenverkehr innerorts 

• Schaffung attraktiver Fahrradabstell-
plätze an Wohn- und Gewerbegebäuden, 
Grüne Welle für Fußgänger und Fußgän-
gerinnen, Ausweitung von Zebrastreifen 
und verkehrsberuhigten Verkehrsflächen 

• ausreichende Fahrradmitnahmemöglich-
keiten im Nah- und Fernverkehr 

• fahrradfreundliche Schaltung von Licht-
signalanlagen 

• Geschwindigkeit auf Straßen mit hohem 
Radverkehrsanteil begrenzen 

 

Stärkung des ÖPNV 

Öffentliche Verkehrsmittel verursachen 
deutlich niedrigere CO2-Emissionen als die 
Fahrt mit dem Pkw. Durch die Verlagerung 
von Pkw-Fahrten auf den ÖPNV können da-
her erhebliche Verringerungen der verkehrs-
bedingten CO2-Emissionen erreicht werden. 
Besonders große Effekte werden erreicht, 
wenn der ÖPNV durch höhere Fahrgastzah-
len besser ausgelastet wird. Ein attraktiver 
ÖPNV ist nicht nur in den Städten, sondern 
auch bei größeren Fahrtlängen im Regional-
verkehr (z.B. S-Bahnen, Regional-Bahnen, 
usw.) eine klimaverträgliche Alternative zum 
Pkw.  

Die gewachsene ÖPNV-Finanzierung ist zu 
modernisieren. Neben einer Absicherung der 
Angebote im ländlichen Raum nach demo-
grafischen Gesichtspunkten, sind verstärkt 
Anreizkomponenten einzubauen, die das 
Marktwachstum des ÖPNV stimulieren sol-
len. 

Die Staatsregierung setzt sich das Ziel, den 
Anteil des öffentlichen Verkehrs auf Straße 
und Schiene bis zum Jahr 2030 zu verdop-
peln. Die Verkehrsverlagerung soll dabei 
zum größeren Teil Verkehr vom Pkw auf den 
ÖPNV erfolgen. 

Als Bausteine zur Stärkung des ÖPNV bieten 
sich an: 

• Die Investitionsfördermittel nach dem 
Bayerischen Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz (BayGVFG) werden künftig 
zu zwei Dritteln für Projekte des Umwelt-
verbundes (ÖPNV, Radverkehr) und zu ei-
nem Drittel für Projekte des kommuna-
len Straßenbaus eingesetzt.  

• Einrichtung flächendeckender Verkehrs-
verbünde in Bayern 

• Umsetzung eines Bayern-Tarifs für Ver-
bundgrenzen überschreitende Fahrten 
mit durchgängigen Fahrscheinen zwi-
schen allen Haltestellen im Freistaat 

• Reform der ÖPNV-Finanzierung mit einer 
Stärkung der Aufgabenträger und Anreiz-
komponenten zur Ausweitung des ÖPNV-
Angebots 

• Der Freistaat fördert den Ausbau und die 
Modernisierung lokaler und regionaler 
Schieneninfrastruktur bei nichtbundesei-
genen Eisenbahnen 

• Integraler Taktfahrplan, Initiativen zur 
weiteren Umsetzung des integralen 
Taktfahrplans, eine transparente und at-
traktive Tarifgestaltung durch die Ver-
kehrsunternehmen sowie eine bessere 
Verknüpfung von Verkehrsverbünden 
und Vereinheitlichung der Tarifsysteme 

• Initiativen des Freistaates zur Verbesse-
rung der Qualitätsanforderungen bei 
Ausschreibungen von öffentlichem Ver-
kehr sowie in kommunalen/regionalen 
Nahverkehrsplänen (z.B. Tariftreue, Flot-
tenausrüstung, Mobilitäts- und An-
schlussgarantien, Fahrgast-Echtzeitin-
formationen, Barrierefreiheit, alternative 
Ticketformen wie Online-Ticket, Öffent-
lichkeitsarbeit, Fahrradmitnahme, Prü-
fung weiterer Tarifvereinheitlichungen, 
Bayern-Tarif, freies WLAN im ÖPNV) 
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• Serviceverbesserungen bei Mobilitäts-
dienstleistern 

• Förderung von energieeffizienter Fahr-
zeugtechnik und elektrischen Antrieben 
im ÖPNV 

• Förderung von ÖPNV-Pilotprojekten und 
integrierten Mobilitätskonzepten in 
dünn besiedelten Räumen 

• Förderung und Ausbau flexibler Bedien-
konzepte, u.a. bedarfsorientierter Bedie-
nungsformen in Randzeiten (z.B. Ruftaxi) 

• Förderung des ehrenamtlichen Engage-
ments (z.B. Bürgerbus, Bürgerauto) 

• Bayern-Takt für Bus und Bahn: Initiative 
des Freistaates zur Verbesserung der 
Verknüpfung zwischen öffentlichen Ver-
kehrsmitteln im Nah- und Fernverkehr 
(Fahrgastinformation, Anschlusssicher-
heit etc.) 

 

Förderung umweltfreundlicher Alternativen für 
Beschäftigte im Berufsverkehr 

Etwa ein Viertel aller Pkw-Fahrten sind dem 
Berufsverkehr zuzurechnen, in den meisten 
Fällen sitzt nur eine Person im Fahrzeug. 
Durch Mobilitätsberatungen für Unterneh-
men, z.B. im Rahmen von betrieblichem Mo-
bilitätsmanagement und Schaffung geeigne-
ter Rahmenbedingungen können umwelt-
freundliche Alternativen für den Arbeitsweg 
des Personals ermöglicht werden. Dazu ge-
hören Verlagerungen von Pkw-Fahrten auf 
den Umweltverbund ebenso wie die Erhö-
hung der Pkw-Auslastung oder die Einspa-
rung von Arbeitswegen durch Telearbeit. 

Der Schwerpunkt eines betrieblichen Mobili-
tätsmanagements liegt auf der Optimierung 
von Arbeits- und Dienstwegen. Darüber hin-
aus sollte ein nachhaltiges Mobilitätsma-
nagement auf Besucher- und Kundenver-
kehre sowie den betrieblichen Güterverkehr 
ausgeweitet werden. Zentrale Akteure sind 
die Unternehmen sowie die Kommunen und 
der Freistaat, der die Unternehmen beratend 

unterstützt und einen kontinuierlichen Er-
fahrungsaustausch fördert. 

Als Bausteine zur Förderung umweltfreund-
licher Alternativen für Beschäftigte im Be-
rufsverkehr bieten sich an: 

• Förderung des Rad- und Fußverkehrs 
(u.a. durch geeignete Abstellanlagen in 
den Betrieben, Kampagnen für einen 
besser angesehenen Fahrradverkehr) 

• Förderung von Fahrgemeinschaften (z.B. 
über Mitfahrbörsen, Mobilitätsportal, 
Parkraumbewirtschaftung) 

• Ermöglichung von Telearbeit (tageweise, 
Vollzeit) zur Reduzierung der Anzahl von 
Arbeitswegen 

• Fahrradleasingmodelle auch für den öf-
fentlichen Dienst 

• Umweltorientiertes Fuhrparkmanage-
ment im Personenverkehr (Vorgaben zur 
nachhaltigen Fahrzeugbeschaffung, Mo-
nitoring zur Auslastung dienstlicher Kfz, 
Durchführung von Fahrerschulungen in 
kraftstoffsparender Fahrweise) 

• Neben einer direkten Beratung der Un-
ternehmen kann der Freistaat durch wei-
tere Maßnahmen die Bestrebungen der 
Unternehmen zusätzlich unterstützen, 
z.B. durch: Ermöglichung von Jobticket-
Pooling für KMU (Kleine und mittelstän-
dische Unternehmen), Mitfahrerpark-
plätze sowie Park+Ride an ÖV-Haltestel-
len in ländlichen Regionen. 

• Der Aufbau eines Beraternetzwerks für 
Mobilitätsmanagement erhält eine Im-
pulsförderung. Über eine dauerhafte För-
derung werden kostenfreie Erstberatun-
gen von Betrieben, Schulen und anderen 
Einrichtungen gewährleistet. 
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Von der Straße auf die Schiene – Ausbau der 
Schieneninfrastruktur 

Durch die Verlagerung von Gütertransporten 
vom Lkw auf die Schiene kann in erhebli-
chem Umfang CO2 gespart werden. Auch im 
Personenfernverkehr ist die Fahrt mit der 
Bahn klimafreundlicher als mit dem Pkw.  

Der Freistaat beteiligt sich finanziell an kon-
kreten Ausbauplänen und prüft die finanzi-
elle Unterstützung weiterer Maßnahmen, 
wie beispielsweise den Erhalt und die Reak-
tivierung von Nebenstrecken, Gleisanschlüs-
sen oder Streckenelektrifizierungen. 

Der Ausbau des Schienennetzes dient der 
Umsetzung eines integralen Taktfahrplans 
(Fernziel Deutschland-Takt) im Personenver-
kehr. Durch einen Ausbau des Schienenper-
sonennahverkehrs wird das Land die Verla-
gerung von Verkehr auf diesen energieeffi-
zienten Verkehrsträger fortsetzen. Für den 
Güterverkehr geht es um den raschen Ausbau 
der Güterkorridore innerhalb der Transeuro-
päischen Netze (TEN). Nur so können die Ka-
pazitäten des Schienengüterverkehrs ge-
schaffen werden, die eine Verlagerung der 
prognostizierten Zuwächse zu möglichst 
großen Anteilen auf die Bahn ermöglichen. 
Zusätzlich zur Ausweitung der Kapazitäten 
für den Schienengüterverkehr bedarf es ei-
nes stärkeren Wettbewerbs auf diesem 
Markt. 

3.3.3 Verkehr intelligent vernetzen 

Vernetzung und Information können den 
Verkehr effizienter und klimafreundlicher 
gestalten. Zuverlässige Anschlüsse zwischen 
Bahn und Bussen, Vernetzung von ÖPNV, 
Carsharing, Park & Ride, Bike & Ride und 
Fahrrad, eine bequeme Nutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel in der Großstadt für den Au-
tofahrer aus dem dünn besiedelten Umland 
– diese Beispiele zeigen, dass viele Wege 
nicht durch ein einzelnes Verkehrsmittel, 
sondern durch intelligent gekoppelte Sys-
teme erschlossen werden können. Die neuen 
Informationstechnologien werden dabei in 
Zukunft eine immer größere Rolle spielen. 

 

Verknüpfung der Verkehrsmittel des Umwelt-
verbundes 

Zum sogenannten „Umweltverbund“ gehö-
ren öffentliche Verkehrsmittel, das Fahrrad 
und der Fußverkehr sowie das Carsharing. 
Schnelle und bequeme Wechsel zwischen 
den Verkehrsmitteln und damit eine Verrin-
gerung der Reisezeiten über die gesamte 
„Tür-zu-Tür“-Wegekette machen den Um-
weltverbund attraktiv. Die Verkehrsmittel 
des Umweltverbundes konkurrieren so nicht 
einzeln mit dem Pkw, sondern ergänzen sich 
zu einem abgestimmten Gesamtangebot. Ein 
gutes Angebot und eine gute Vernetzung der 
Verkehrsmittel im Umweltverbund ist eine 
wichtige Voraussetzung, um ohne den priva-
ten Pkw mobil zu sein.  

Als Bausteine zur Verknüpfung der Verkehrs-
mittel des Umweltverbundes bieten sich an: 

• Bayern-App für Mobilitätsangebote 

• Verknüpfung des ÖPNV in Städten mit 
Carsharing und Radverkehr (u.a. Umwid-
mung und Erweiterung bestehender Car-
sharing-Stationen) 

• Park & Ride-Anlagen, Bike & Ride-Anla-
gen und Fahrradstationen an Bahnhöfen 
(Fahrradabstellanlagen möglichst an al-
len Haltestellen des ÖPNV) 
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• Mobilitätszentralen an zentralen Schnitt-
punkten des Umweltverbunds (z.B. Bahn-
höfe), die eine unabhängige Mobilitäts-
Gesamtberatung sowie konkrete Mobili-
tätsanbieter (Bus, Taxi, Carsharing, Rad-
verleih) unter einem Dach vereinen 

• Kostenfreie Radmitnahme im gesamten 
SPNV (Schienenpersonennahverkehr) im 
Freistaat außerhalb der morgendlichen 
Hauptverkehrszeit 

• Förderung der Radmitnahme im ÖPNV 
(nicht nur im SPNV) im Freistaat, sofern 
technisch und betrieblich realisierbar 

• Förderung des Carsharing (Stellplatzpri-
vilegierung u.a. bundesweite Vorgaben) 

• Nutzung von Carsharing in Behörden 

 

Transport- und Logistikkette - Förderung des 
Kombinierten Verkehrs 

Beim Kombinierten Verkehr erfolgt der 
Hauptteil des Transports auf der Schiene o-
der dem Binnenschiff - Vor- und Nachlauf 
finden auf der Straße statt. Dies ist in der Re-
gel klimagünstiger als der ausschließliche 
Lkw-Transport. Die transportierten Güter 
werden in der Regel in standardisierten 
Transporteinheiten umgeschlagen. Dafür 
braucht es logistische Knoten mit geeigne-
ten Terminalstrukturen. Bedingung für die 
Erschließung der Transportreserven von 
Bahn und Binnenschiff im Kombinierten Ver-
kehr sind ausreichend leistungsfähige Termi-
nal- und Verkehrsinfrastrukturen. 

Zur Bewältigung des prognostizierten Trans-
portaufkommens soll der Kombinierte Ver-
kehr auch zukünftig gefördert werden. Ziel 
ist es, leistungsfähige Umschlagstellen 
(„trimodale Knotenpunkte“) zu schaffen, die 
über eine gute Anbindung an das nationale 
und europäische Straßen-, Schienen- und 
Wasserstraßennetz verfügen. 

 

3.3.4 Verkehr verträglicher ge-
stalten – durch effizientere Ver-
kehrsabläufe und Fahrzeuge so-
wie erneuerbare Energien 

Die wichtigste Quelle der Kohlendioxidemis-
sionen im motorisierten Verkehr ist das Fahr-
zeug und sein Kraftstoffverbrauch. Dieser 
kann neben der im Fahrzeug verwendeten 
Technik (die in den Maßnahmen des Bundes 
bereits angesprochen wurde) auch von der 
Fahrweise und der Fahrzeugunterhaltung 
beeinflusst sein. Das Fahrzeug kann auch mit 
anderen, CO2-armen Energieträgern wie 
Strom aus Windenergieanlagen betrieben 
werden. 

 

Förderung einer energiesparenden Fahr- und 
Nutzungsweise 

Neben den Fahrzeugeigenschaften und der 
Verkehrssituation beeinflussen auch der in-
dividuelle Fahrstil und manche Pflegemaß-
nahmen den Kraftstoffverbrauch eines Fahr-
zeugs. So können die Nutzung von Leicht-
laufreifen, die regelmäßige Kontrolle des 
Reifendrucks, die Verwendung von Leicht-
laufölen und der Verzicht auf überflüssige 
Fahrzeugaufbauten oder auf Fahrzeugge-
päck zu geringerem Kraftstoffverbrauch bei-
tragen. Durch Informations- und Fördermaß-
nahmen kann das Fahr- und Nutzungsverhal-
ten verbessert und die Kraftstoffeffizienz des 
gesamten Pkw-Verkehrs erhöht werden. 

Als Bausteine zur Förderung einer energie-
sparenden Fahr- und Nutzungsweise bieten 
sich an: 

• Der Freistaat fördert auch die Teilnahme 
an Spritsparkursen mit dem Pkw und mit 
Nutzfahrzeugen bis 7,5 t mit 30 € je Teil-
nehmer und insgesamt 100.000 € (Ab-
wicklung der Kurse mit erfahrenen Part-
nerorganisationen) 

• Intensive Information und Öffentlich-
keitsarbeit (Broschüre, Internetauftritt, 
Kinospot) zum Thema energiesparende 
Fahrweise 
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• Verpflichtung der Berufskraftfahrerinnen 
und –fahrer des Freistaates, an Spritspar-
schulungen teilzunehmen 

• Reform des Fahrlehrerrechts und der 
Fahrlehrerausbildung (Initiative des Frei-
staates auf Bundesebene) 

 

Reduzierung der Emissionen aus dem Luftver-
kehr 

Der Luftverkehr trägt unterschiedlichen Stu-
dien und Schätzungen zufolge derzeit mit 
etwa 3-6 % zu den weltweiten CO2-Emissio-
nen bei. Allerdings machen die CO2-Emissio-
nen nach derzeitigem Kenntnisstand nur ei-
nen Teil der gesamten klimarelevanten Ein-
flüsse des Luftverkehrs aus. Hinzu treten 
Wirkungen der Triebwerksemmissionen in 
den oberen Atmosphärenschichten (z. B. Zir-
rus-Wolkenbildung). Überdies wird für die 
Zukunft ein weiterer starker Anstieg des 
Flugverkehrs erwartet. 

Technische und organisatorische Ansatz-
möglichkeiten zur Reduzierung der durch 
den Luftverkehr verursachten Klimagase lie-
gen bei den Luftfahrtunternehmen. In 
Deutschland, wie in vielen anderen Ländern, 
haben Ticketabgaben für ein Abbremsen des 
Anstiegs im Luftverkehr gesorgt. Allerdings 
ist das von den Flugzeugen getankte Kerosin 
weiterhin weitgehend von der Energiesteuer 
befreit. Gleiches gilt für die Umsatzsteuer. Es 
erhält so einen Wettbewerbsvorteil gegen-
über den Treibstoffen etwa von Bussen und 
Bahnen.  

Internationale Vorschriften und Abgaben 
können die Umsetzung der vorhandenen Po-
tenziale unterstützen. Seit Januar 2012 
nimmt der innereuropäische Luftverkehr am 
europäischen Emissionshandel teil. Weiter-
gehende Regelungen der EU wurden wegen 
heftigem Widerstand, insbesondere aus den 
USA und China, ausgesetzt. Die Internatio-
nale Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) hat 
2013 beschossen, eine weltweit geltende 
Regelung für den Emissionshandel zu erar-
beiten und ab 2020 in Kraft zu setzen. Zur 

Vermeidung internationaler Konflikte hat 
das EU-Parlament Anfang April 2014 be-
schlossen, den Emissionshandel für den Luft-
verkehr bis Ende 2016 lediglich auf innereu-
ropäische Flüge zu beschränken. Das Prinzip 
des Emissionshandels sieht vor, dass Flugge-
sellschaften für den Ausstoß klimaschädli-
cher Gase Zertifikate erwerben müssen. Das 
soll den Anreiz erhöhen, die Emissionen zu 
reduzieren. 

Als Bausteine zur Reduzierung der Emissio-
nen aus dem Luftverkehr bieten sich an: 

• Unterstützung von Klimastrategien von 
Flughäfen 

• Keine dritte Start- und Landebahn am 
Flughafen München 

• Für den Ausbau bestehender oder die 
Neueinrichtung von weiteren Regional-
flughäfen oder Verkehrslandeplätzen 
wird es keine neuen Finanzhilfen des 
Freistaates geben 

• Unterstützung der Einführung einer Ke-
rosinsteuer auf EU-Ebene, bspw. zwi-
schen den großen europäischen Luftver-
kehr-Hubs. 

 

3.3.5 Vorbild sein und dafür wer-
ben 

Vorbildfunktion der Institutionen des Frei-
staates 

Die Ministerien und Behörden des Freistaa-
tes haben eine wichtige Vorbildfunktion bei 
der Anstrengung, nachhaltige Mobilität 
sichtbar werden zu lassen. Hierdurch kann 
die Glaubwürdigkeit des Freistaates, eine 
nachhaltige Verkehrsentwicklung ernsthaft 
anzustreben, unterstrichen werden. 

CO2-Emissionen entstehen bei Institutionen 
des Freistaates durch den Einsatz der frei-
staatseigenen Fahrzeugflotte, durch Dienst-
reisen sowie durch die Arbeitswege der An-
gestellten und Bediensteten. Entsprechend 
liegen mögliche Minderungsansätze in dem 
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Einsatz alternativer Antriebe (Elektro-, Hyb-
rid-Pkw) sowie Downsizing der Fuhrparks, ei-
ner sparsamen und CO2-effizienten Abwick-
lung des Verkehrs der Freistaatsinstitutionen 
und – analog zu den Unternehmen im Frei-
staat – einem dienstlichen Mobilitätsma-
nagement zur Schaffung umweltfreundlicher 
Alternativen für den Berufsverkehr. 

Über ein umweltorientiertes Fuhrparkma-
nagement und Umweltkriterien bei Fahr-
zeugneubeschaffung hinaus müssen alle Po-
tenziale nachhaltiger Beschaffung ausge-
schöpft werden. Darüber hinaus sollte die 
Staatsregierung eine Verwaltungsvorschrift 
für eine vorbildhafte Beschaffungspraxis von 
Fahrzeugen planen. 

Der direkte CO2-Minderungseffekt durch die 
Umsetzung der Maßnahmen in den Instituti-
onen des Freistaates ist im Vergleich zu den 
Gesamtemissionen des Verkehrs in Bayern e-
her gering. Bedeutsam ist jedoch die Vorbild-
funktion.  

Als Bausteine zur Verbesserung der Vorbild-
funktion der Institutionen des Freistaates 
bieten sich an: 

• Die Fahrzeugflotten der Ministerien und 
Behörden an Pkw zum Personentrans-
port sollen mindestens zu 10% aus Elekt-
roautos bestehen und es sollen die EU-
Flottengrenzwerte jeweils bereits früher 
erreicht werden 

• Das Reisekostenrecht ist unter Umwelt-
gesichtspunkten zu überarbeiten und da-
bei unter anderem die Erstattung von 
Car-Sharing-Angeboten und Fahrten von 
Zeitkarteninhabern in Bus und Bahn neu 
zu regeln 

• Kompensation der CO2-Emissionen von 
Dienstreisen (z.B. durch Abgaben an at-
mosfair e.V.) 

																																																								
21	https://um.baden-wuerttemberg.de		
22	https://www.klimaschutz.nrw.de	
23	http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/040/1704040.pdf	
24	http://www.gruene-hessen.de	
	

• Einführung eines dienstlichen Mobili-
tätsmanagements bei allen Behörden 
und Unterstützung der Einführung bei öf-
fentlichen Einrichtungen des Freistaates 
und der Kommunen 

• Nachhaltiges Beschaffungswesen der öf-
fentlichen Hand 

 

Öffentlichkeitsarbeit umweltfreundliche Mobi-
lität 

Nach wie vor bestehen in den Städten und 
im Regionalverkehr große Potenziale für den 
Umstieg vom Pkw auf Rad- und Fußverkehr, 
Bus und Bahn. Durch Öffentlichkeitsarbeit 
werden Verkehrsangebote und Vorteile des 
Umweltverbunds bekannter gemacht und 
auf diese Weise eine stärkere Umsetzung von 
Verkehrsverlagerungspotenzialen gefördert. 
Zudem kann eine stärkere Sensibilisierung 
der Bevölkerung für klimaschonende Mobili-
tät erreicht und auf diesem Wege eine nach-
haltige Mobilitätskultur angestoßen werden. 

Öffentlichkeitsarbeit zielt in erster Linie auf 
langfristige Verhaltensänderungen der Ver-
kehrsteilnehmer und wirkt unterstützend zu 
anderen Maßnahmen zur Vermeidung, Verla-
gerung und Vernetzung sowie zur verträgli-
chen Abwicklung von Verkehr.  

Vorbildliche Maßnahmenkataloge enthalten 
u.a. das Integrierte Energie- und Klima-
schutzkonzept Baden-Württemberg (IEKK)21, 
der Entwurf des Klimaschutzplans NRW22, 
der Antrag „Strategie für Klimaschutz im Ver-
kehr vorlegen“23 und das Konzept Zukunft 
der Mobilität - Energiewende nur mit Ver-
kehrswende24. 
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QUELLENVERZEICHNIS 
 

FN 1: 
http://www.bmub.bund.de/themen/klima-energie/klimaschutz/anpassung-an-den-klimawandel/klimaschutz-im-
ueberblick/ 
 
FN 2: 
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimawandel/klima-treibhauseffekt 
 
FN 3: 
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimaschutz-energiepolitik-in-deutschland/treibhausgas-
emissionen/die-treibhausgase 
 
FN 4 und 5: 
https://www.umweltbundesamt.de/themen/klima-energie/klimaschutz-energiepolitik-in-deutschland/treibhausgas-
emissionen/emissionsquellen 
 
FN 6: 
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/378/publikationen/daten_zur_umwelt_2015_2.pdf 
 
FN 7: 
http://www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwivt/Themen/Energie_und_Rohstoffe/Dokumente_und_Co-
ver/Energiebilanz/2015/C-21_etabC21_mgh_EB2012.pdf 
 
FN 8:  
http://www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwivt/Themen/Energie_und_Rohstoffe/Dokumente_und_Co-
ver/Energiebilanz/2015/C-22_energiebedingte_co2_emissionen_in_bayern_und_deutschland_seit_1990.pdf  
 
FN 9: 
http://www.lak-energiebilanzen.de 
 
FN 10:  
http://www.bmub.bund.de/themen/klima-energie/klimaschutz/nationale-klimapolitik/ 
 
FN 11: http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Aktionsprogramm_Klimaschutz/aktionspro-
gramm_klimaschutz_2020_broschuere_bf.pdf 
 
FN 12: http://www.bmub.bund.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Klimaschutz/klimaschutzplan_2050_impuls-
papier_bf.pdf 
 
FN 13:  

http://www.bestellen.bayern.de/application/stmug_app000044?SID=473678188&ACTIONxSESSx-
SHOWPIC(BILDxKEY:stmug_klima_00011,BILDxCLASS:Artikel,BILDxTYPE:PDF)=Z 
 
FN14: 
http://www.stmwi.bayern.de/fileadmin/user_upload/stmwivt/Themen/Energie_und_Rohstoffe/Dokumente_und_Co-
ver/Energiebilanz/2015/C-22_energiebedingte_co2_emissionen_in_bayern_und_deutschland_seit_1990.pdf 
 
 
 



ANHANG 
	
	
	

	 36	

FN 16: 
http://www.wwf.de/fileadmin/fm-wwf/Publikationen-PDF/Verbaendekonzept_Klimafreundlicher_Verkehr.pdf 
 
FN 17: 
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=7&ugl_nr=7129&bes_id=22784&aufgeho-
ben=N&menu=1&sg=0 
 
FN 18: 
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/4_Klima/Klimaschutz/Kli-
maschutzgesetz/Gesetzesbeschluss_Klimaschutzgesetz.pdf  
 
FN 19: 
http://www.mwkel.rlp.de/File/LKSG-pdf/ 
 
FN 20: 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/137/1713757.pdf 
 
FN 21:  
https://um.baden-wuerttemberg.de/fileadmin/redaktion/m-um/intern/Dateien/Dokumente/4_Klima/Klima-
schutz/IEKK/IEKK_Beschlussfassung_15_Juli_2014.pdf  
 
FN 22: 
https://www.klimaschutz.nrw.de/fileadmin/Dateien/Download-Dokumente/Sonstiges/Anlage_a_KSP-Text_v20.0_fi-
nal.pdf 
 
FN 23: 
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/17/040/1704040.pdf 
 
FN 24: 
http://www.gruene-hessen.de/landtag/files/2012/08/KP18-web1.pdf 
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